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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Als Reaktion auf die Ankündigung Gygis forderten die Poststellenleiter Arbeitsplatz-
und Lohngarantien und drohten mit einem Streik kurz vor Weihnachten. In Neuenburg,
Luzern und Lugano kam es zu Demonstrationen. Mitte Dezember einigten sich Post und
Gewerkschaften auf die Grundsätze beim Umbau des Poststellennetzes: Die Post
verzichtet auf Kündigungen und gewährt eine Lohngarantie. Die Leiter zurückgestufter
Poststellen erhalten bis spätestens 2011 die heutigen Nominallöhne; ihren über 55-
jährigen Kollegen wird das, zusammen mit einer Beschäftigungsgarantie, bis zum
Pensionsalter zugesichert. Bereits im November verständigten sich die Post und die
Gewerkschaften Kommunikation und Transfair auf Lohnerhöhungen. Angestellte mit
tieferen Löhnen erhalten 2007 2% mehr, jene mit höheren Gehältern 1,8% mehr Lohn.
Weitere 0,4% der Lohnsumme werden für leistungsbezogene Massnahmen eingesetzt. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Im April 2020 reichte der Kanton Neuenburg eine Standesinitiative betreffend ein
Moratorium für den Aufbau des 5G-Millimeterwellen-Netzes ein; mit ähnlichen
Forderungen wie die Standesinitiative des Kantons Genf (Kt.Iv. 20.309). Das Moratorium
solle so lange gelten, bis das BAFU das für 2021 angekündigte, schweizweite Monitoring
über die Belastung der Bevölkerung durch nichtionisierende Strahlung eingeführt und
Arbeiten zu den Auswirkungen der spezifischen Millimeter-Technologie
(Frequenzbereich ab 24 Gigahertz) auf die Gesundheit publiziert habe. Zudem solle die
Gesetzgebung dahingehend angepasst werden, dass ein nationales Funkwellenkataster
erstellt wird, dass die Kantone und Gemeinden in die Planung der Netzabdeckung
miteinbezogen werden und dass die Bevölkerung über Präventionsmassnahmen
informiert wird. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.04.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die KVF-SR beugte sich im Mai 2021 über die Initiative des Kantons Neuenburg, welche
unter anderem das Ziel verfolgte, ein Moratorium für den Aufbau des 5G-
Millimeterwellen-Netzes zu erreichen. Die Kommission gab der Initiative mit 11 zu 1
Stimmen keine Folge. Sie argumentierte – wie auch bei den fast identischen Initiativen
der Kantone Genf (Kt. Iv. 20.309) und Jura (Kt. Iv. 21.305) – damit, dass den geforderten
Aspekten bereits Rechnung getragen werde. Sie reichte jedoch ein eigenes Postulat (Po.
21.3596) ein, mit welchem sie sich den Fragen bezüglich der so genannten
Millimeterwellenfrequenz widmen will. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.05.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat behandelte in der Wintersession 2021 die Standesinitiative des Kantons
Neuenburg bezüglich eines Moratoriums für den Aufbau des 5G-
Millimeterwellennetzes, gemeinsam mit zwei ähnlichen Initiativen der Kantone Jura
und Genf sowie dem Postulat «Künftige Frequenznutzung für den Mobilfunk im
sogenannten Millimeterwellenbereich. Einbezug der Kantone» der KVF-SR. Der
Ständerat gab den drei Initiativen keine Folge, nahm das Postulat jedoch an. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Mit einer Standesinitiative forderte der Kanton Neuenburg das Parlament auf, die
Zweckmässigkeit eines Spezialgesetzes bezüglich zuckerhaltiger Produkte zu prüfen und
gegebenenfalls eine entsprechende Gesetzesanpassung vorzunehmen. Dadurch sollten
Krankheiten bekämpft werden, welche auf erhöhten Zuckerkonsum zurückgeführt
werden können. Konkret forderten die Initianten, jenen Zucker zu besteuern, der bei
der Herstellung zugesetzt wird. Der Steuererlös sollte präventiven Zwecken
zugutekommen. Darüber hinaus sollte im Gesetz die Beschränkung von Werbung für
Nahrungsmittel mit hohem Energiegehalt festgehalten werden und eine Definition
erfolgen, welche Berufsgruppen von der Steuer betroffen wären. Als Gründe für sein
Anliegen führte der Kanton Neuenburg unter anderem die sich zunehmend
ausweitende „Diabetes- und Fettleibigkeitsepidemie“ sowie die damit verbundenen
Gesundheitskosten an. Zudem würden sich in Ländern, welche bereits eine solche
Steuer eingeführt hatten, durchaus positive Effekte zeigen, was den Zuckerkonsum
anbelangt.
Die SGK-SR empfahl mit 9 zu 0 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) der Initiative keine Folge
zu geben, da im Zusammenhang mit der Schweizer Ernährungsstrategie 2017-2024 der
freiwillige Ansatz gewählt worden war. Deshalb solle auch bei der hier betroffenen
Verbesserung der Lebensmittelzusammensetzung weiterhin das Prinzip der
Freiwilligkeit gelten. Ferner hatte der Bundesrat 2015 zusammen mit multinationalen
Schweizer Konzernen und KMU ein Memorandum of Understanding (Erklärung von
Mailand) unterschrieben, in welchem eine Zuckergehaltsreduktion von Joghurts und
Frühstückszerealien innerhalb von vier Jahren festgelegt worden war. Solange das
gemeinsame Vorgehen mit der Wirtschaft zielführend sei, bestehe aus Sicht der
Kommission kein weiterer Handlungsbedarf. Die Kommission stellte zudem die Frage,
inwiefern sich die Zuckersteuer überhaupt als Gesetz realisieren liesse und ob sie
stattdessen nicht doch Eingang in die Verfassung finden müsste. 
In der Ständeratsdebatte legte SGK-Mitglied Ivo Bischofberger (cvp, AI) die Argumente
der Kommission erneut dar. Zwar setzte sich Didier Berberat (sp, NE) noch einmal für
die Initiative ein: Damit wolle man nicht nur den Zuckergehalt senken, sondern auch
präventiv wirken. Es sei zudem von äusserster Wichtigkeit, einen klar abgesteckten
Zeitplan zu haben, um den von Zucker verursachten Krankheiten entgegentreten zu
können. Der Neuenburger konnte sich jedoch zu wenig Gehör verschaffen, der
Ständerat gab der Standesinitiative mit 24 zu 3 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) keine
Folge. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.03.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Im März 2018 behandelte die RK-SR die Standesinitiative des Kantons Neuenburg, die
eine Präzision der Bedingungen für die Beihilfe zum Suizid und der Rechtsgrundlagen
für Sterbeorganisationen forderte. Die Initiative wurde unter anderem deshalb
eingereicht, weil die Sterbehilfeorganisation Exit 2014 kommuniziert hatte, den
assistierten Suizid nicht nur sterbenskranken, sondern auch Menschen mit
altersbedingten Mehrfacherkrankungen zu gewähren. Zudem begründete der Grosse
Rat des Kantons Neuenburg den Vorstoss mit der Notwendigkeit zur Förderung von
Suizidprävention und Palliative Care als Alternativoptionen zum Selbstmord. Mit 12 zu 1
Stimmen beantragte die Kommission allerdings, der Initiative keine Folge zu geben. Der
Bundesrat sei bereits 2011 der Meinung gewesen, dass eine gesetzliche Anpassung
«keinen Mehrwert» schaffen würde. Da die RK-SR nach wie vor dieser Ansicht sei, sehe
man keinen Handlungsbedarf.
In der Sommersession 2018 behandelte der Ständerat den Vorstoss.
Kommissionssprecher Robert Cramer (gp, GE) verwies in der Begründung der
Kommissionsempfehlung auf den 2011 veröffentlichen Bericht «Palliativmedizin,
Suizidprävention und organisierte Suizidhilfe». Verleihe man dem assistierten Suizid
Rechtsstatus, sei dies ein Signal des Staates, welches die Unverletzlichkeit des
menschlichen Lebens relativiere, so Cramer. Statt eine Gesetzesänderung
vorzunehmen, sollte vielmehr die Palliativmedizin gestärkt werden. Die Kommission sei
der Ansicht, dass die beste Antwort auf die Standesinitiative darin liege, dass der
Ständerat das Postulat SGK-SR (Po. 18.3384) angenommen habe. Der Neuenburger
Raphaël Comte (fdp, NE) teilte diese Meinung hingegen nicht. Die Debatte um
Suizidhilfe sei eine politische Debatte, die vom Parlament als Gesetzgeber behandelt
werden müsse. Es gehe ihm dabei nicht in erster Linie um die Vollendung der
Gesetzgebung – so würde er als liberaler Politiker nur eine Gesetzgebung unterstützen,

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.06.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

01.01.65 - 01.01.22 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



die das derzeitige System nicht einschränke –, sondern darum, dass dem Parlament die
Gelegenheit genommen worden sei, über das Thema zu diskutieren. Comtes Worte
fanden im Stöckli jedoch kein Gehör. Eine deutliche Mehrheit (32 zu 6 Stimmen bei 1
Enthaltung) folgten dem Votum von Cramer und der Kommission und gab dem Vorstoss
keine Folge. 6

Im Februar 2019 behandelte die SGK-NR die Standesinitiative des Kantons Neuenburg,
welche eine Steuer auf Produkte mit zugesetztem Zucker forderte. Mit ähnlichen
Gründen wie bereits ihre Schwesterkommission gab die SGK-NR dem Vorstoss mit 16 zu
7 Stimmen keine Folge. Eine Kommissionsminderheit um Bea Heim (sp, SO) begrüsste
jedoch das Geschäft mit dem Verweis, dass im Ausland positive Erfahrungen mit den
entsprechenden Abgaben gemacht würden. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.02.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Wie bereits ihre Schwesterkommission und der Ständerat sah auch die RK-NR bezüglich
der Präzisierung der Bedingungen für die Suizidhilfe keinen Handlungsbedarf und
beantragte ihrem Rat mit 21 zu 2 Stimmen, der Standesinitiative keine Folge zu geben.
In der Frühjahrssession 2019 folgte die grosse Kammer diesem Votum stillschweigend,
wodurch der Vorstoss vom Tisch war. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 19.03.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Sommersession 2019 befasste sich der Nationalrat mit der Standesinitiative des
Kantons Neuenburg, welche eine Steuer auf Produkte mit zugesetztem Zucker
forderte. Wie bereits die vorberatende SGK-NR und die kleine Kammer zeigte sich eine
Mehrheit der Nationalrätinnen und -räte nicht überzeugt vom Geschäft. Zwar betonte
Bea Heim (sp, SO) im Namen der Kommissionsminderheit noch einmal den
Handlungsbedarf – unter anderem hätten die Kosten von nicht übertragbaren
chronischen Krankheiten wie Diabetes und Fettleibigkeit Auswirkungen auf die Prämien
–, ausser bei der Grünen- und der SP-Fraktion sowie bei zwei Mitgliedern der CVP-
Fraktion fand sie hierfür aber keine Zustimmung. Mit 121 zu 43 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) folgte der Nationalrat der Kommissionsmehrheit, die für Freiwilligkeit,
Eigenverantwortung und eine verstärkte Gesundheitskompetenz wie auch für eine gute
Prävention plädierte, und gab der Standesinitiative keine Folge. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Um zu verhindern, dass die seit dem 13. März 2020 vom Bundesrat verabschiedeten
Verordnungen zur Bekämpfung der Covid-19-Epidemie, die sich direkt auf Artikel 185
Absatz 3 der Bundesverfassung stützen, welcher der Regierung das befristete Erlassen
von Verordnungen und Verfügungen als Reaktion auf schwere Störungen der
öffentlichen Ordnung erlaubt, nach sechs Monaten automatisch ausser Kraft treten,
unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft über die Rechtsgrundlagen
dieser Verordnungen. Seit April 2020 hatten die Bundeskanzlei und das EJPD dieses
dringliche Bundesgesetz über die gesetzlichen Grundlagen für Verordnungen des
Bundesrates zur Bewältigung der Covid 19-Epidemie, kurz Covid-19-Gesetz,
erarbeitet. Dieses soll den Bundesrat dazu befähigen, auch künftig entsprechende
erforderliche Massnahmen weiterzuführen und anzupassen. 

Zwischen dem 19. Juni 2020 und dem 10. Juli 2020 wurde der Gesetzesentwurf in eine
verkürzte Vernehmlassung geschickt, in welcher über 1'000 Stellungnahmen eingingen.
Der Grossteil der Stellungnehmenden waren Privatpersonen, die der Vorlage
argwöhnisch gegenüberstanden. Bei den Kantonen stiess das Gesetz auf grössere
Zustimmung, wobei alle von ihnen Änderungsvorschläge oder Kommentare einbrachten.
14 Kantone (ZH, BE, LU, OW, NW, GL, FR, SO, SH, AI, SG, GR, TG und GE) sprachen sich
grundsätzlich für den Entwurf aus, da sie die Existenz einer rechtlichen Basis für das
Weiterverfolgen der durch den Bundesrat getroffenen Massnahmen als eine
Notwendigkeit erachteten. Weder eine ausdrückliche Zustimmung noch eine Ablehnung
erfuhr die Vorlage von Seiten weiterer elf Kantone (UR, ZG, BS, BL, AR, AG, TI, VD, VS, NE
und JU). Der Kanton Schwyz und die KdK sahen explizit von einer Stellungnahme ab.
Letztere wird ihre Meinung aller Voraussicht nach zu einem späteren Zeitpunkt
einbringen. Bei den Parteien stiess der Gesetzesentwurf auf unterschiedlich grosse
Unterstützung. Während ihm die CVP und EVP bedingungslos zustimmten, knüpften die
GLP, die Grünen und die EDU ihre Zustimmung an Vorbehalte. Gegen die Vorlage in der
vorliegenden Form sprachen sich FDP.Liberale, SP und SVP aus. Die BDP, Ensemble à
Gauche, die Lega und die PdA verzichteten trotz Einladung auf eine Stellungnahme zum

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.08.2020
JOËLLE SCHNEUWLY
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Gesetzesentwurf. Von den 60 Organisationen, die am Vernehmlassungsverfahren
teilnahmen, unterstützten 27 das Vorhaben, 33 stimmten ihm zwar nicht explizit zu,
lehnten es aber auch nicht ausdrücklich ab – keine einzige stellte sich somit
ausdrücklich dagegen. 

Am 12. August 2020 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zum Gesetzesentwurf,
nachdem er als Reaktion auf die Vernehmlassungsantworten einige Änderungen am
Vorentwurf vorgenommen hatte – namentlich die Aufnahme des «generellen und
verbindlichen Einbezug[s] der Kantone» und die vollständige Überarbeitung der
Bestimmungen zum Gesundheitswesen, dem Arbeitnehmerinnen- und
Arbeitnehmerschutz sowie dem Kulturbereich. Der Gesetzesentwurf besteht insgesamt
aus 14 Artikeln, welche die Befugnisse der Landesregierung im Umgang mit der Covid-
19-Epidemie insbesondere bezüglich der Eindämmung der Auswirkungen auf die
Gesellschaft, Wirtschaft und die Behörden festlegen. Er betrifft überdies auch den
Ausländerinnen-, Ausländer- und Asylbereich, die Entschädigung bei Erwerbsausfall,
die Arbeitslosenversicherung sowie «justizielle, verfahrensrechtliche,
gesellschaftsrechtliche und insolvenzrechtliche Massnahmen». Zudem wurde
vorgesehen, dass das Gesetz lediglich bis Ende 2021, anstatt wie ursprünglich geplant
bis Ende 2022, befristet werden soll. Für Bestimmungen im Bereich der
Arbeitslosenversicherung wurde jedoch eine Befristung bis Ende 2022 festgehalten. 10

Im Oktober 2020 wurde der Ergebnisbericht zur Vernehmlassung des indirekten
Gegenvorschlags zur Organspende-Initiative, welche vom 13. September bis zum 13.
Dezember 2019 gedauert hatte, veröffentlicht. Insgesamt hatten 81 Akteurinnen und
Akteure Stellung genommen, wobei sich mit 53 von ihnen ein Grossteil der
Vernehmlassungsteilnehmenden vollumfänglich oder grundsätzlich zustimmend zum
Gegenvorschlag aussprachen. Zu ihnen gehörten 21 Kantone, die beiden Parteien GLP
und GPS sowie dreissig Organisationen, darunter auch Swisstransplant, eine
Unterstützerin der Volksinitiative. Explizit abgelehnt wurde die Vorlage von 16
Vernehmlassungsteilnehmenden. Als Gründe für die ablehnende Haltung wurden die
Befürwortung der Volksinitiative (JU), des Erklärungsmodells (LU, CVP, EVP, CBCES, EKS,
MERH_UZH, NEK) oder der parlamentarischen Initiative Nantermod (fdp, VS; pa.Iv.
18.443; FDP), aber auch die zu enge Zustimmungslösung (ÄPOL) und der Wunsch nach
Beibehaltung der aktuell gültigen erweiterten Zustimmungslösung (HGS) aufgeführt.
Weitere Argumente gegen den indirekten Gegenvorschlag liessen sich auf ethische
Bedenken (SH, HLI, MIGUNIBE, SPO) oder auf die Forderung zurückführen, dass die
Vorlage Teil eines Gesamtprojekts zur Einwilligung in der Gesundheits- und
Humanforschung sein sollte (Privatim). Weder eine zustimmende noch eine ablehnende
Haltung nahmen aus diversen Gründen zehn Vernehmlassungsteilnehmende ein (BL, TG,
iEH2, SPS, BDP, SVP, GDK, insieme, SBK und SGG). Der SAV, santésuissse und der SSV
verzichteten auf eine Stellungnahme.

Positiv aufgenommen wurde von der Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmenden die
geplante Einbindung der Angehörigen. In diesem Zusammenhang kam denn auch
mehrfach die Forderung auf, dass eine Organentnahme nur zulässig sein soll, wenn die
Angehörigen erreicht werden können. Auch die gesetzliche Verankerung eines Registers
wurde grösstenteils befürwortet, wobei verschiedene Änderungsvorschläge eingingen.
Einer von ihnen bestand darin, dass neben der Dokumentation des Widerspruchs auch
eine Zustimmung festgehalten werden können sollte. Von verschiedenen Seiten wurde
zudem der Wunsch geäussert, dass der Stiftung Swisstransplant die Registerführung
zukommen soll, weil sie bereits über ein Register verfüge. Ferner wurde der Information
der Bevölkerung über das Widerspruchsmodell ein hoher Stellenwert beigemessen. 11

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.10.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

1) Presse vom 6.11., 27.-28.11. und 16.12.06; Presse vom 18.11.06.
2) Pa. Iv. 20.314
3) Bericht KVF-SR vom 10.5.21; Medienmitteilung KVF-SR vom 11.5.21
4) AB SR 2021, S. 1419 ff.
5) AB SR, 2018, S. 127 ff.; Bericht SGK-SR vom 15.01.18; Medienmitteilung SGK-SR vom 16.01.18; Memorandum of
Understanding zwischen EDI und Unternehmen, 4.8.15; Schweizer Ernährungsstrategie 2017-2024
6) AB SR, 2018, S. 570 f.; Bericht des BR vom 1.6.11; Medienmitteilung RK-SR vom 26.3.18
7) Bericht SGK-NR vom 14.2.19
8) AB NR, 2019, S. 447; Medienmitteilung RK-NR vom 15.11.18
9) AB NR, 2019 S. 978 ff.
10) BBl, 2020, S. 6563 ff.; Medienmitteilung Bundesrat vom 12.8.20
11) BBl, 2020, S. 9547 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung; TA, 16.12.19; AZ, 24.12.19

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22 4


